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Gesetzentwurf 

der Abgeordneten Klaus Riegert, Friedrich Bohi, Georg Brunnhuber, 
Peter Letzgus, Weiter Link (Diephoiz), Dr. Kiaus Rose, Norbert Barthie, 
Dirk Fischer (Hamburg), Dr. Reinhard Göhner, Erwin Marschewski, 
Wilheim-Josef Sebastian, Benno Zierer und der Fraktion der CDU/CSU 


Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Vereinsförderung und 
der Vereinfachung der Besteuerung der ehrenamtlich Tätigen 


A. Problem 

Durch geeignete Maßnahmen sollen die Vereinsforderung verbessert 
und ehrenamtliche Tätigkeit gewürdigt werden. 


B. Lösung 

- Schaffung einer zusätzlichen Rücklagemöglichkeit nach § 58 
Nr. 7 AO. 

- Erhöhung der Besteuerungs- und Zweckbetriebsgrenzen von 
60 000 DM auf 120 000 DM. 

- Erhöhung des steuerfreien Übungsleiterpauschbetrags (§ 3 Nr. 26 
EStG) von 2 400 DM auf 4 800 DM. 

- Erhöhung der Grenze für die Pauschalierung der Vorsteuer von 
bisher 60 000 DM auf 120 000 DM. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

Gering 
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Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Vereinsförderung und 
der Vereinfachung der Besteuerung der ehrenamtlich Tätigen 


Der Deutsche Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung der Abgabenordnung 

Die Abgabenordnung in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 16. März 1976 (BGBl. I S. 613, 1977 I 
S. 269), zuletzt geändert durch ..., wird wie folgt geän- 
dert: 

1. Nach § 58 Nr. 7 Buchstabe b wird folgender Buch- 
stabe c angefugt: 

„c) ein Sportverein Mittel einer Rücklage zur Erhö- 
hung der Finanz- und Leistungskraft bis zu einer 
Flöhe von 100 Deutsche Mark pro Jahr pro Mit- 
glied, jedoch nur bis zu einem Betrag von insge- 
samt 50 000 Deutsche Mark zuführt.“ 

2. In § 64 Abs. 3 wird die Zahl „60 000“ durch die Zahl 
„120 000“ ersetzt. 

3. In § 67a Abs. 1 wird die Zahl „60 000“ durch die 
Zahl „120 000“ ersetzt. 


Artikel 2 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

§ 3 Nr. 26 des Einkommensteuergesetzes in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 16. April 1997 (BGBl. I 
S. 821), zuletzt geändert durch ..., wird wie folgt geän- 
dert: 


1. „Aufwandsentschädigungen für nebenberufliche Tä- 
tigkeiten als Übungsleiter, Ausbilder, Erzieher oder 
für eine vergleichbare nebenberufliche Tätigkeit, für 
nebenberufliche künstlerische Tätigkeiten oder für die 
nebenberufliche Pflege alter, kranker oder behinderter 
Menschen im Dienst oder Auftrag einer inländischen 
juristischen Person des öffentlichen Rechts oder einer 
unter § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Körperschaftsteuergesetzes 
fallenden Einrichtung zur Förderung gemeinnütziger, 
mildtätiger und kirchlicher Zwecke (§§ 52 bis 54 der 
Abgabenordnung). Als Aufwandsentschädigung sind 
Einnahmen für die in Satz 1 bezeichneten Tätigkeiten 
bis zur Höhe von insgesamt 4 800 DM im Jahr anzu- 
sehen.“ 

Artikel 3 

Änderung des Umsatzsteuergesetzes 

Das Umsatzsteuergesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 27. April 1993 (BGBl. I S. 565, 1160), 
zuletzt geändert durch ..., wird wie folgt geändert: 

„In § 23a Abs. 2 wird die Zahl „60 000“ durch die Zahl 
„120 000“ ersetz!.“ 

Artikel 4 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar ... in 
Kraft. 


Bonn, den 15. Juni 1999 


Klaus Riegert 
Friedrich Bohl 
Georg Brunnhuher 
Peter Letzgus 
Walter Link (Diepholz) 

Dr. Klaus Rose 
Norbert Barthle 
Dirk Fischer (Hamburg) 

Dr. Reinhard Göhner 
Erwin Marschewski 
Wilhelm-Josef Sebastian 
Benno Zierer 

Dr. Wolfgang Schäuble, Michael Glos und Fraktion 
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Begründung 


1. Allgemeines 

Sportvereine nehmen vielfältige gesellschaftliche Auf- 
gaben wahr und leisten somit einen wiehtigen Beitrag für 
das Gemeinwohl. Sie unfersfützen wirkungsvoll staat- 
liche und kommunale Träger. Diese Leistungen werden 
vorwiegend von ehrenamtlichen Helferinnen und Helfern 
erbracht, die sich in der Kinder- und Jugendarbeit, in der 
gesundheitlichen Prävention, bei der Entwicklung ge- 
meinschaftlichen Verständnisses, bei der Integration 
ausländischer Mitbürgerinnen und Mitbürger und behin- 
derter Menschen engagieren. 

Diese Aufgaben der Sportvereine sind in den vergange- 
nen Jahren ständig angewachsen. Während die steuer- 
lichen Rahmenbedingungen seit Inkrafttreten des Ver- 
einsfbrderungsgesetzes im Jahre 1989 nahezu unver- 
ändert geblieben sind, haben sich die finanziellen Rah- 
menbedingungen wesentlich verschlechtert. Öffentliche 
Zuschüsse werden gekürzt, und in immer stärkerem 
Umfang werden durch die öffentliche Hand Nutzungs- 
entgelte für Sporthallen, -plätze und Schwimmbäder er- 
hoben. Des weiteren haben die Gesetze zur Ökosteuer, 
zur Neuregelung der geringfügigen Beschäftigungsver- 
hältnisse und der Scheinselbständigkeit zu enormen 
finanziellen Belastungen geführt, die die gemeinnützigen 
Sportvereine aus eigener Kraft nicht tragen können. 

Die Rücknahme der gesetzlichen Neuregelungen wäre 
ein positives Signal für alle gemeinnützigen Sportver- 
eine. Sollte dies nicht in vollem Umfange erfolgen, ist 
eine deutliche Verbesserung der steuerlichen Rahmen- 
bedingungen und eine stärkere Entlastung der Mitarbei- 
terinnen und Mitarbeiter durch eine spürbare Erhöhung 
der steuerfreien Aufwandsentschädigung erforderlich. 

Beitragserhöhungen zum Ausgleich der Belastungen 
sind von den Sportvereinen nicht zu realisieren, da diese 
besonders die sozial schwachen Bevölkerungsschichten 
treffen würden, die auf die preiswerten Leistungen der 
Sportvereine angewiesen sind. 

Es ist dringend geboten, die Vereine zu entlasten, ins- 
besondere die kleinen und mittleren. Sie werden den 
gewachsenen Anforderungen und der Mehrbelastung 
nicht standhalten können. 

Die Vielfalt des sportlichen Angebots und das breite 
Angebot an Sportvereinen in der Fläche ist sicherzu- 
stellen. Die Verbesserung des Vereinsforderungsgesetzes 
wird dazu einen entscheidenden Anteil leisten. 

2, Einzelbegründung 

Zu Artikel 1 (Änderung der Abgabenordnung) 

Zu Nummer 1 (§ 58 Nr. 7 Buchstabe c) 

Die Ausweitung des § 58 soll den Sportvereinen ermög- 
lichen, zusätzlieh freie Rücklagen zu bilden, um gemein- 


nützigkeitsunschädlich Liquiditäten zu schaffen für un- 
vorhersehbare Fälle, für Ersatzbeschaffüngen und für 
Investitionen. Eine solche zusätzliche Rüeklagenmög- 
lichkeit zur Erhöhung der Finanz- und Leistungskraft 
wird die Vereinsarbeit nachhaltig fordern. Die Rücklage 
wird in der Höhe begrenz!, um sicherzusfellen, daß für 
die Verwirklichung der steuerbegünstigten Zwecke aus- 
reichend Mittel zur Verfügung stehen und nicht zu viele 
Mittel der Rücklage zugeführt werden. Als Bemessungs- 
grundlage für die Rücklage bieten sich bei den gmein- 
nützigen Vereinen die Mitgliedsbeiträge und Mitglieder- 
stärke an, um der unterschiedliehen Größe der einzelnen 
Vereine Rechnung zu tragen. Diese Begrenzung auf 
Mitgliedsbeiträge und Differenzierung nach der Mitglie- 
derstärke ist sinnvoll, denn die Aufwendungen eines 
Vereins sind in der Regel höher je mehr Mitglieder dem 
Verein angehören. Pro Mitglied sollen 100 DM pro Jahr 
in die Rücklage einfließen dürfen, höchstens 50 000 DM 
pro Jahr. 

Von dieser Regelung profitieren alle Vereine, insbeson- 
dere aber kleine und mittlere mit bis zu 500 Mitgliedern. 

Zu Nummer 2 (§ 64 Abs. 3) 

Große Bedeutung für zahlreiche kleine und mitt- 
lere Vereine hat die Besteuerungsgrenze von z. Z. 
60 000 DM. Sie zielt u.a. darauf ab, die in vielen Ver- 
einen ehrenamtlich tätigen Mitglieder von Verwaltungs- 
aufwand zu entlasten. 

Die Anhebung der Besteuerungsgrenze auf 120 000 DM 
ist für gemeinnützige Vereine deshalb ein wichtiges, 
existenzielles Anliegen und führt zu mehr praxisgerech- 
ter Handhabung. Um die bisherige Besteuerungsgrenze 
von 60 000 DM pro Jahr nicht zu überschreiten, nutzen 
viele Vereine Gestaltungsmöglichkeiten wie Verpach- 
tung von in Eigenregie betriebenen Vereinsgaststätten 
oder Aufteilung des Hauptvereins in Abteilungen mit 
eigenen Vorständen. Bei einer Anhebung der Besteue- 
rungsgrenze würde das Bedürfnis für solch steuerliche 
Gestaltungen entfallen. 

Eine Anhebung bedeutet darüber hinaus eine entsehei- 
dende Erweiterung des finanziellen Handlungsrahmens 
der Vereine, eine Vereinfachung der Vereinsbesteuerung 
und damit indirekt eine Stärkung der ehrenamtlichen 
Mitarbeiter. 

Zu Nummer 3 (§ 67a Abs. 1) 

Sportliche Veranstaltungen werden grundsätzlich als 
steuerbegünstigte Zweekbetriebe behandelt, wenn die 
Einnahme aus allen sportlichen Veranstaltungen des 
Vereins einschließlich der Umsatzsteuer den Betrag von 
60 000 DM im Jahr nicht übersteigen. Zu diesen Ein- 
nahmen zählen nur die Einnahmen aus der reinen sport- 
lichen Betätigung, z.B. Eintrittsgelder, Startgelder, Zah- 
lung für Übertragungsrechte, Lehrgangsgebühren und 
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Ablösezahlungen. Mitgliedsbeiträge und Spenden zählen 
nicht dazu. Eine Anpassung der Zweckbetriebsgrenze 
von 60 000 DM auf 120 000 DM führt zu spürbaren 
Steuerentlastungen für kleine und mittlere Sportvereine. 
Diesen Vereinen würde damit mehr Geld für sportliche 
Zwecke zur Verfügung stehen. Darüber hinaus wird die 
Arbeit der Verantwortlichen erleichtert, da bis zu dieser 
Grenze eine genaue Gewinnermittlung der sportlichen 
Veranstaltungen entfallen kann. Im übrigen wird auf die 
Begründung zur Besteuerungsgrenze verwiesen. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Einkommen- 
steuergesetzes) 

Zu § 3 Nr. 26 

Für die Sportvereine als größte Bürgervereinigung der 
Bundesrepublik Deutschland ist das ehrenamtliche En- 
gagement seiner Mitglieder unverzichtbar. Hohes Enga- 
gement sowie große zeitliche und teilweise auch finan- 
zielle Opfer kennzeichnen die Tätigkeit dieses ehren- 
amtlichen Engagements, ohne dessen Einsatz die vielfäl- 
tigen, stets wachsenden Aufgaben im Verein und in 
Verbänden nicht zu bewältigen wären. Ehrenamtliche 
Mitarbeit ist oft nur möglich, wenn Personen sich bereit 
erklären, neben ihrer Arbeit nebenbemflich in Vereinen 
tätig zu sein. Die Einstellung hauptberaflicher BCräfte 
würde die finanziellen Möglichkeiten der meisten Ver- 
eine überfordem. Soweit nebenberuflich Tätige ein Ent- 
gelt erhalten, sei es auch nur eine Aufwandsentschädi- 
gung, sind sie damit gmndsätzlich steuerpflichtig. 

Das Einkommensteuergesetz enthält die Regelung, nach 
der die Einnahmen aus nebenbemflichen Tätigkeiten als 


Übungsleiter, Ausbilder, Erzieher oder für eine vergleich- 
bare nebenberafliche Tätigkeit bis insgesamt 2 400 DM 
im Jahr als steuerfreie Aufwandsentschädigung anerkannt 
wird. Da es immer schwieriger wird, Personen zu finden, 
die sich für die Übernahme von Aufgaben in Verbänden 
und Vereinen zur Verfügung stellen, ist es erforderlich, 
den Anreiz für diese Arbeit zu verstärken. Eine Anhebung 
der steuerfreien Aufwandsentschädigung auf insgesamt 
4 800 DM pro Jahr ist zeitgemäß und entspricht den er- 
höhten Anforderangen, die an die Mitarbeit in Vereinen 
heute gestellt werden. Um ehrenamtliches Engagement zu 
erhalten und zu fördern, ist eine spürbare Anhebung der 
steuerfreien Aufwandsentschädigung erforderlich. Die 
Anhebung auf 4 800 DM dürfte sich auch verwaltungs- 
vereinfachend auswirken, da Einzelnachweise für Erstat- 
tungen über 2 400 DM künftig nicht mehr erbracht wer- 
den müßten. 

Zu Artikel 3 (Änderang des Umsatzsteuer- 
gesetzes) 

Zu § 23a Abs. 2 

Durch Erhöhung der Grenze für die Pauschalierung der 
Vorsteuer von bisher 60.000 DM auf 120.000 DM ana- 
log der Besteuerangs- und Zweckbetriebsgrenze wird für 
kleine und mittlere Vereine die Ermittlung der abziehba- 
ren Vorsteuer wesentlich erleichtert. 


Zu Artikel 4 (Inkrafttreten) 

Artikel 4 regelt den Zeitpunkt des Inkrafttretens. 
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